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B. Verordnungen, Verfügungen 

und Bekanntmachungen der  
Bezirksregierung 

 

 

 

215 Großhandelserlaubnis gem. § 52 a 
AMG (ANGIOPHARM GmbH) 

 
Bezirksregierung 
24.05.30-03.01 (ANGIOPHARM) 

 
Düsseldorf, den 6. August 2013 

 
Hiermit wird die Großhandelserlaubnis gemäß        
§ 52 a AMG vom 22.07.2005, Aktenzeichen: 
24.30-03/01, ausgestellt auf die Firma Angiopharm 
GmbH, ehem. Karl-Geusen-Str. 173 in 40231 Düs-
seldorf für ungültig erklärt. 
 

 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 277 

 

 
216 Änderung der Satzung des Zweck-

verbandes VRR vom 12.07.2013 
 
Bezirksregierung 
31.01.01-ZV-VRR  
 

Düsseldorf, den 31. Juli 2013 
 
Hiermit mache ich gemäß § 20 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 11 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 01.10.1979 
(GV.NRW.S621/SGV.NRW.202), in der zur Zeit 
geltenden Fassung, die von der Verbandsversamm-
lung des Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr beschlossene Änderungssatzung vom 
12.07.2013 bekannt. 
 
 

 Zweckverbandssatzung 
für den 

Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 
 
 

in der Fassung des Beschlusses der Verbands-
versammlung vom 21. Juni 2006 
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geändert durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 24. Oktober 2007 

 
geändert durch Beschluss der Verbandsver-

sammlung vom 10. Dezember 2008 
 

geändert durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 17.12.2009 

 
geändert durch Beschluss der Verbandsver-

sammlung vom 17.03.2011 
 

geändert durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 12.12.2012 

 
geändert durch Beschluss der Verbandsver-

sammlung vom 12.07.2013 
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Präambel:  
Der Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 
verfolgt das Ziel, für die Bevölkerung ein bedarfs-
gerechtes, an marktwirtschaftlichen Grundsätzen 
ausgerichtetes und innerhalb des Verbandsgebietes 
koordiniertes Leistungsangebot im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) sicherzustellen.  
 
Er wirkt darauf hin, dass die Verbandsmitglieder  

- die gemeinsame Wahrnehmung der Auf-
gaben unterstützen und die dazu gefassten 
Beschlüsse in ihrem eigenen Einflussbe-
reich umsetzen und 

- unter Beachtung der regionalen Verkehrs-
beziehungen den weiteren Ausbau eines 
einheitlichen Verkehrssystems fördern. 

 
Der Zweckverband VRR, die Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr AöR (VRR AöR) und der Nahver-
kehrs-Zweckverband Niederrhein (NVN) haben im 
Wege des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Um-
setzung des ÖPNVG vom 20./22.06.2007 verein-
bart, zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung im 
Kooperationsraum A auf der Grundlage des § 5 a 
ÖPNVG NRW eine gemeinsame rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts (AöR) in der Weise zu 
bilden, dass der NVN sich neben dem ZV VRR als 
weiterer Gewährträger an der bestehenden Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr AöR (VRR AöR) betei-
ligt.  
 
Diese wird dadurch weiterentwickelt zu einer „Ge-
meinsamen Anstalt öffentlichen Rechts“ gemäß       
§ 5a ÖPNVG mit dem Namen „VRR AöR“. 
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1. Abschnitt: Allgemeine Regelungen 
 
 
§ 1 Verbandsmitglieder  
 

(1) Die Stadt Bochum,  

die Stadt Bottrop,  

die Stadt Dortmund,  

die Stadt Düsseldorf,  

die Stadt Duisburg,  

der Ennepe-Ruhr-Kreis,  

die Stadt Essen,  

die Stadt Gelsenkirchen,  

die Stadt Hagen,  

die Stadt Herne,  

die Stadt Krefeld,  

der Kreis Mettmann,  

die Stadt Monheim am Rhein,  

die Stadt Mönchengladbach,  

die Stadt Mülheim an der Ruhr,  

der Rhein-Kreis Neuss,  

die Stadt Neuss,  

die Stadt Oberhausen,  

der Kreis Recklinghausen,  

die Stadt Remscheid,  

die Stadt Solingen,  

der Kreis Viersen,  

die Stadt Viersen und  

die Stadt Wuppertal  
 
bilden zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung 
auf dem Gebiet des öffentlichen Personen-
nahverkehrs im Kooperationsraum Rhein-Ruhr, der 
sich aus der anliegenden Karte ergibt, einen 
Zweckverband nach dem Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 
(SGV.NW 202). 
 
(2) Der Beitritt weiterer Kreise und kreisfreier Städ-
te ist möglich.  
 
(3) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, die 
Ziele des Zweckverbandes und aktiv zu fördern und 
wirken auf die Umsetzung der Beschlüsse des 
Zweckverbandes in ihrem Einflussbereich hin.  
 
 
§ 2 Name und Sitz  
 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweck-
verband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr“. 
 
(2) Der Sitz des Zweckverbandes ist Essen.  
 

(3) Der Zweckverband führt ein Dienstsiegel. 
 
 
§ 3 Gebiet und Gebietsänderung  
 
Das Gebiet des Zweckverbandes (Verbandsgebiet) 
umfasst das Gebiet der Mitgliedsgebiets-
körperschaften. Werden die Grenzen von Mit-
gliedsgebietskörperschaften geändert, die zugleich 
Grenzen des Zweckverbandes sind, so werden 
dadurch auch die Verbandsgrenzen geändert.  
 
 
§ 4 Grundsätze 
  
(1) Der Zweckverband verfolgt in Anlehnung an § 
2 Abs. 3 ÖPNVG NRW das Ziel, eine angemessene 
Bedienung der Bevölkerung durch den ÖPNV zu 
gewährleisten. Die dazu notwendige Zusammenar-
beit des Landes, des Zweckverbandes, der Aufga-
benträger, der Verbandsmitglieder und der Ver-
kehrsunternehmen des ÖPNV in Verkehrsverbün-
den sowie die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung 
mit dem NVN ist mit dem Ziel weiterzuentwickeln, 
durch koordinierte Planung und Ausgestaltung des 
Leistungsangebotes, durch einheitliche und nutzer-
freundliche Tarife, durch eine koordinierte Fahrgas-
tinformation unter Berücksichtigung von Menschen 
mit Hör- und Sehbehinderung sowie durch einheit-
liche Qualitätsstandards die Attraktivität des ÖPNV 
zu steigern.  
 
(2) Die Durchführung des Verkehrs und damit die 
Übernahme einer unternehmerischen Tätigkeit ist 
grundsätzlich nicht Aufgabe des Zweckverbandes. 
Sie obliegt den im Kooperationsraum tätigen Ver-
kehrsunternehmen.  
 
 
2. Abschnitt: Aufgaben und Handlungsfelder 
 
§ 5 Aufgaben im ÖPNV  
 
(1) Dem Zweckverband wurden die Aufgaben 
„Planung, Organisation, Ausgestaltung und Finan-
zierung des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV)“ gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in Nord-
rhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 07. 03. 1995 
(GV.NW.1995 S. 196) übertragen.  
 
(2) Die Verbandsmitglieder haben dem Zweckver-
band gemäß § 5 Absatz 3a ÖPNVG NRW freiwillig 
folgende weitere Aufgaben übertragen: 
  
1. Finanzierung und Sicherstellung der Aus-

gleichsleistungen für  gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen der Betreiber öffentlicher 
Personenverkehrsdienste in Zusammenhang 
mit der Durchführung öffentlicher Personen-
verkehrsdienste nach dem Personenbeförde-
rungsgesetz auf der Basis von Art. 8 Absatz 2 



 280 

(Bestandsbetrauungen) bzw. Art. 3 und 5 
(Neuvergaben) VO (EG) Nr. 1370/2007, der 
sonstigen europarechtlichen Vorschriften und 
nach Maßgabe der §§ 18 bis 20.  

 
Dies umfasst 
a) die objektive und transparente Aufstellung 

und Fortschreibung der Parameter, anhand 
deren die Ausgleichsleistung berechnet 
wird; 

b) die Festsetzung der Höhe der Beträge für 
den Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen; 

c) die rechtsverbindliche Betrauung der Be-
rechtigten mit gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen  nach Maßgabe der Be-
schlüsse oder Verwaltungsentscheidungen 
der Verbandsmitglieder durch Erlass eines 
Finanzierungsbescheids, soweit kein nach 
Art. 5 Absatz 1 Satz 2 oder Art. 8 Absatz 1 
Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 vergebener 
öffentlicher Dienstleistungsauftrag vor-
liegt; und 

d) die Durchführung der Finanzierung nach 
Maßgabe der §§ 18 bis 20. 

  
Die Höhe der Ausgleichsleistungen für ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtungen je Ver-
bandsmitglied ergibt sich für das jeweilige 
Geschäftsjahr aus dem Verbundetat und für 
das vergangene Geschäftsjahr aus der Ergeb-
nisrechnung. 

  
Näheres regelt die entsprechende VRR-
Finanzierungsrichtlinie. 

 
2. Finanzierung und Sicherstellung der Aus-

gleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen von Infrastrukturbetreibern 
im Zusammenhang mit dem Bau und der Vor-
haltung von ÖPNV-bedingter Infrastruktur auf 
der Basis von Art.9 Absatz 2 VO (EG) Nr. 
1370/2007 in Verbindung mit den europa-
rechtlichen Vorschriften und nach Maßgabe 
der §§ 18 bis 20.  

 
Ziffer 1 Satz 2 Buchstaben a) – d) gelten ent-
sprechend 

  
Näheres regelt die entsprechende VRR-
Finanzierungsrichtlinie. 

 
3. die Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale 

nach § 11 Absatz 2 ÖPNVG NRW. Näheres 
regelt die entsprechende VRR-Finanzierungs-
richtlinie. 

 
3 a. die Bewirtschaftung der Ausbildungsverkehr-

Pauschale nach § 11a ÖPNVG NRW und den 
Erlass bzw. die Weiterentwicklung der dazu-
gehörigen allgemeinen Vorschrift nach Ziffer 
5. 

 
4. Anpassung und Fortschreibung der VRR-

Finanzierungsrichtlinien sowie sonstiger in 
Zusammenhang mit Ziffer 1 bis 3 erforderli-
cher Richtlinien. 

 
5. Erlass allgemeiner Vorschriften im Sinne von 

Art. 2 Buchstabe l)  VO (EG) Nr. 1370/2007 
(insbesondere gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
Nr. 1370/2007 zur Festsetzung von Höchst-
tarifen für alle Fahrgäste oder bestimmte 
Gruppen von Fahrgästen) sowie von Durch-
führungsvorschriften gemäß Art. 4 Abs. 1 
Buchstabe c), Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007. 

 
6. Schlichtung und abschließende Entscheidung 

bei Nichteinigung über das Leistungsangebot 
und/oder die Finanzierung von Verkehrslinien, 
die mehrere Aufgabenträger betreffen. Dies 
gilt entsprechend für die Nichteinigung im 
Rahmen der Abstimmung von Nahverkehrs-
plänen gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 ÖPNVG 
NRW. 

 
7. Einnahmenaufteilung zwischen den den Ver-

bundtarif anwendenden Verkehrsunterneh-
men. Näheres regeln die Einnahmenauftei-
lungsrichtlinie und der VRR-
Einnahmenaufteilungsvertrag.  

 
8. Bekanntmachung des Gesamtberichts nach 

Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 im Rah-
men der Zuständigkeit nach Nr. 1  

 
(3) Die Verbandsmitglieder können die Übertra-
gung der Finanzierung der ÖPNV-bedingten ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Absatz 2 
Nr. 1 bis 4) auf den Zweckverband unter den Vo-
raussetzungen des § 21 ganz oder teilweise rück-
gängig machen.  
 
(4) Die Verbandsmitglieder können weitere Aufga-
ben auf den Zweckverband übertragen (§ 5 Abs. 3a 
ÖPNVG NRW). Soweit einzelne Verbandsmitglie-
der Aufgaben auf den Zweckverband übertragen 
oder ihn mit deren Durchführung betrauen, erfolgt 
dies durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung.  
 
(5) Der Zweckverband kann von sonstigen Trägern 
hoheitlicher Aufgaben die Aufgabe „Finanzierung 
und Beschaffung von SPNV-Fahrzeugen sowie 
deren Nutzungsüberlassung an Eisen-
bahnverkehrsunternehmen“ übernehmen, sofern 
diese ihm durch eine entsprechende Vereinbarung 
übertragen wird. 
 
(6) Die Übertragung der Aufgaben gemäß Absatz 2 
Ziffern 1 bis 4 auf den Zweckverband VRR ist 
zunächst befristet bis zum 31. Dezember 2013. 
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§ 6 Eigene Angelegenheiten  
 
(1) Dem Zweckverband obliegt gemäß § 5 Absatz 

1 Satz 2 GkG die Verwaltung seiner eigenen 
Angelegenheiten. Die Verwaltung der eigenen 
Angelegenheiten des Zweckverbandes umfasst 

 
1. die Wirtschaftsführung und das Rech-

nungswesen des Zweckverbandes gemäß § 
18 Absatz 3 GkG in Verbindung mit §§ 9 
ff Eigenbetriebsverordnung, insbesondere 
die Aufstellung des Wirtschaftsplans, die 
Buchführung und Kostenrechnung sowie 
die Aufstellung des Jahresabschlusses  

2. das Finanzmanagement des Zweckverban-
des, insbesondere die Festsetzung und Er-
hebung von Umlagen und die Durchfüh-
rung des Finanzausgleichs zwischen den 
Verbandsmitgliedern 

3. die personelle Besetzung der Organe der 
VRR AöR nach Maßgabe dieser Satzung 

4. die Vorbereitung und Durchführung der 
Sitzungen und Beschlussfassungen der 
Verbandsversammlung 

5. die Dienstherreneigenschaft für die Beam-
ten des Zweckverbandes, insbesondere die 
Wahrnehmung der dienst- und personal-
rechtlichen Angelegenheiten. Auf § 16 Ab-
satz 3 wird verwiesen. 

 
(2) Gemäß § 18 Absatz 3 Satz 1 GkG finden auf die 
Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des 
Zweckverbandes die Vorschriften über Wirtschafts-
führung und Rechnungswesen der Eigenbetriebe 
sinngemäß Anwendung.  
 
 
3. Abschnitt: Aufgabenübertragung 
 
§ 7 Übertragung der Aufgaben auf die VRR 
AöR  
 
(1) Der Zweckverband überträgt seine Aufgaben 
gemäß § 5 Absätze 1 bis 4 auf die VRR AöR. Die 
Zuständigkeit des Zweckverbandes für die Erhe-
bung der Umlagen bleibt unberührt.  
 
(2) Der Zweckverband überträgt seine Aufgaben 
gemäß § 6 Absatz 1 Satz 2 Ziffern 1, 2 und 4 der 
VRR AöR zur Durchführung.  
 
(3) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, die 
Ziele der VRR AöR aktiv zu fördern, sie unver-
züglich mit den für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Informationen und Unterlagen zu 
versorgen und  auf die Umsetzung der Beschlüsse 
der VRR AöR in ihrem Einflussbereich hin-
zuwirken. 
 
 

4. Abschnitt: Verwaltung und Organe des 
Zweckverbandes 
 
§ 8 Organe des Zweckverbandes  
 
(1) Organe des Zweckverbandes sind:  

- die Verbandsversammlung (§§ 9 bis 13), 
- der/die Verbandsvorsteher/in (§ 14). 

 
(2) Entscheidungen dieser Organe, die sich nur im 
Gebiet eines Verbandsmitgliedes unmittelbar aus-
wirken, dürfen nur mit dessen Einverständnis erfol-
gen (§ 5 Abs. 4 ÖPNVG NRW).  
 
 
§ 9 Zusammensetzung der Verbandsversamm-
lung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den 
Vertretern/Vertreterinnen der Verbandsmitglieder. 
Die Vertreter/innen werden durch die Vertretungs-
körperschaft für deren Wahlzeit aus ihrer Mitte 
oder aus den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes 
bestellt; sofern mindestens zwei Vertreter/innen zu 
benennen sind, müssen der/die Bürgermeister/in 
oder Landrat/Landrätin oder ein/e von ihm/ihr vor-
geschlagene/r Bedienstete/r der Gemeinde dazu 
zählen. Für jede/n Vertreter/in ist ein/e Stellvertre-
ter/in für den Fall der Verhinderung zu wählen.  
 
(2) Auf jedes Verbandsmitglied entfällt bis zu einer 
Einwohnerzahl von 100.000 ein/e Vertreter/in. Für 
jede weiteren 100.000 Einwohner sowie für eine 
Resteinwohnerzahl von mehr als 50.000 ist je ein/e 
weitere/r Vertreter/in zu wählen. Maßgebend ist der 
letzte vom Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik auf ein Jahresende vor der Kommunalwahl 
fortgeschriebene Stand der Wohnbevölkerung. Ist 
ein Kreis Verbandsmitglied, werden die Einwohner 
kreisangehöriger Städte, die ebenfalls Verbands-
mitglied sind, bei der Ermittlung der Anzahl der 
Vertreter/innen des Kreises nicht mitgezählt. In 
diesem Fall muss die Gesamtvertreterzahl des Krei-
ses und der kreisangehörigen Verbandsmitglieder 
gleich der Vertreterzahl sein, die der Ge-
samteinwohnerzahl des Kreises einschließlich 
kreisangehöriger Verbandsmitglieder entspricht; 
sind aufgrund dieses Satzes zur Auffüllung der dem 
Kreis rechnerisch zustehenden Vertreterzahl nach 
Abzug der von den kreisangehörigen Verbandsmit-
gliedern zu wählenden Vertreter/innen noch weitere 
Vertreter/innen zu wählen, so obliegt diese Wahl 
dem Kreis.  
 
(3) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer 
Mitte eine/n Vorsitzende/n und mehrere Stellver-
treter/innen. Scheidet der/die Vorsitzende oder 
eine/r seiner/ihrer Stellvertreter/innen während 
einer Wahlperiode aus der Verbandsversammlung 
aus, erfolgt die Nachwahl nur dann in geheimer 
Abstimmung, wenn die Verbandsversammlung mit 
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der Mehrheit der anwesenden Mitglieder eine ge-
heime Abstimmung beschließt. 
 
(4) Der/Die Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung, der/die Verbandsvorsteher/in sowie deren 
Stellvertreter/innen sollen verschiedenen Ver-
bandsmitgliedern angehören.  
 
(5) Die Mitglieder der Verbandsversammlung kön-
nen eine Fraktion bilden. Eine Fraktion setzt sich 
aus mindestens drei ordentlichen Mitgliedern der 
Verbandsversammlung zusammen. Die Fraktionen 
wirken bei der Willensbildung und Entscheidungs-
findung in der Verbandsversammlung mit. Sie 
können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstel-
len. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.  
 
§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
  
(1) Die Verbandsversammlung beschließt über die 
Angelegenheiten des Verbandes nach § 6 soweit 
nicht durch das GkG oder aufgrund dieser Satzung 
die Zuständigkeit des Verbandsvor-stehers begrün-
det ist. Die Verbandsversammlung kann folgende 
Angelegenheiten nicht übertragen:  
 
1. die Wahl des/der Verbandsvorste-

hers/Verbandsvorsteherin und seiner/ihrer 
Vertreter/innen, 

2. die Wahl der in die Organe der VRR AöR zu 
entsendenden Vertreter/innen des Zweckver-
bandes in entsprechender Anwendung des      
§ 50 Absatz 4 GO NW, 

3. die Wahl der sonstigen in die Organe der VRR 
AöR zu entsendenden Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder nach dem Verfahren 
gemäß § 21 Abs. 2 der AöR-Satzung in ent-
sprechender Anwendung des § 50 Absatz 4 
GO NW, 

4. die Bestimmung der ständigen Gäste des 
Verwaltungsrates gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 
Buchstabe b) und c) im Falle des § 21 Abs. 4 
Satz 2 AöR-Satzung, 

5. die Verteilung der Vorsitze in den Ausschüs-
sen der VRR AöR in entsprechender Anwen-
dung des § 58 Absatz 5 GO NW, 

6. die Erteilung von Weisungen zur Stimmabga-
be im Verwaltungsrat der VRR AöR in den 
Fällen des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 
2 GO NW 

7. die Änderung der Zweckverbandssatzung und 
der Satzung der VRR AöR, 

8. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des 
Jahresabschlusses, 

9. die Festsetzung und Erhebung aller Umlagen, 
10. die Entlastung des/der Verbandsvorste-

hers/Verbandsvorsteherin, 
11. die vermögensrechtlichen Entscheidungen von 

erheblicher Bedeutung, 
12. die Entscheidung über die Aufnahme und das 

Ausscheiden von Verbandsmitgliedern, 

13. die Entscheidung über die Auflösung des 
Zweckverbandes, 

14. die Übertragung und Übernahme von Angele-
genheiten auf bzw. von benachbarte(n) 
Zweckverbände(n) gemäß § 6 Abs. 2 ÖPNVG 
NRW sowie die Rückgängigmachung der 
Übertragung bzw. Übernahme, 

15. die Entscheidung über die Zustimmung zu 
Entscheidungen der Organe der VRR AöR 
gemäß § 114a Abs. 7 Satz 6 GO NW in Ver-
bindung mit § 20 Abs. 4 der AöR-Satzung, 

16. der verbindliche Vorschlag für die Bestellung 
der Mitglieder des Vorstandes der VRR AöR. 

 
(2) Die Vertreter/innen des Zweckverbandes sind 
bei der Stimmabgabe im Verwaltungsrat in den 
Fällen des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 2 GO 
NW an Weisungen der Verbandsversammlung 
gebunden.  
 
(3) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Ge-
schäftsordnung; in ihr sind insbesondere das Ver-
fahren, die Ladungsfrist, die Form der Einberufung 
sowie die Geheimhaltung wettbewerbs-relevanter 
Daten (z.B. im Rahmen von § 5 Absatz 1 Nr. 1) zu 
regeln.  
 
§ 11 Einberufung der Verbandsversammlung  
 
Die Verbandsversammlung wird von ihrem/ihrer 
Vorsitzenden einberufen und geleitet. Die Ver-
bandsversammlung ist mindestens zweimal im Jahr 
einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, 
wenn es die Geschäftslage erfordert oder wenn ein 
Fünftel der Mitglieder der Verbands-versammlung 
schriftlich die Einberufung unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt.  
 
§ 12 Stimmrecht  
 
(1) Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat 
vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 2 
und 3 eine Stimme.  
 
(2) Bei Entscheidungen über unmittelbare SPNV-
Angelegenheiten wirken die Vertreter/innen kreis-
angehöriger Verbandsmitglieder beratend mit. Der 
Kreis nimmt in diesen Fällen das Stimmrecht des 
betreffenden kreisangehörigen Verbandsmitgliedes 
wahr. Die Vertretungskörperschaft des Kreises 
benennt das Mitglied der Verbandsversammlung, 
das die zusätzliche Stimme des Kreises ausübt.  
 
(3) Bei Entscheidungen über die Finanzierung der 
ÖPNV-bedingten gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 i.V. m. §§ 18 
bis 20) wirken die Vertreter/innen derjenigen Ver-
bandsmitglieder, die von dem Rücknahmerecht 
gemäß § 21 Abs. 1 in vollem Umfang Gebrauch 
gemacht haben, nicht mit.  
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§ 13 Beschlussfähigkeit und Abstimmungen 
  
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn ordnungsgemäß geladen und mehr als die 
Hälfte der satzungsmäßigen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung anwesend sind. Im Fall der 
Beschlussunfähigkeit ist binnen drei Tagen eine 
neue Versammlung zu einem mindestens acht Tage 
später liegenden Zeitpunkt einzuberufen. Diese 
Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden satzungsmäßigen Mitglieder be-
schlussfähig, wenn in der Einladung hierauf hinge-
wiesen worden ist.  
 
(2) Neben den in § 20 Abs. 1 GkG genannten Be-
schlüssen bedürfen einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der satzungsmäßigen Stimmenzahl folgende 
Beschlüsse:  
a) Grundsatzangelegenheiten der Finanzierung des 

ÖSPV (§ 5 Abs. 2 Nr. 1) 
b) Änderung der Satzung der VRR AöR 
c) Übernahme neuer Aufgaben und Beteiligung an 

anderen Unternehmen, 
d) Auflösung der VRR AöR. 
 
Im Übrigen werden Beschlüsse mit mehr als der 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag bzw. der 
Beschlussvorschlag abgelehnt. 
 
(3) Wahlen werden, wenn weder das Gesetz etwas 
anderes bestimmt, noch jemand widerspricht, durch 
offene Abstimmung, sonst durch Abgabe von 
Stimmzetteln vollzogen. Gewählt ist, wer mehr als 
die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Er-
reicht niemand diese Mehrheit, so findet zwischen 
den Personen, die die beiden höchsten Stimmenzah-
len erreicht haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist, 
wer in dieser Stichwahl die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das von dem/der Vorsitzenden zu ziehende Los.  
 
 
§ 14 Verbandsvorsteher  
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt den/die Ver-
bandsvorsteher/in und seine/ihre Stellvertre-
ter/innen aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbe-
amten der Verbandsmitglieder auf fünf Jahre, je-
doch höchstens für die Dauer ihres Hauptamtes. Im 
Falle des Verlustes ihres Hauptamtes infolge einer 
Wahl gemäß § 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung 
NW bzw. § 44 Abs. 1 der Kreis-ordnung NW üben 
sie ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt 
sind, bis zum Amtsantritt des/der neubestellten 
Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin bzw. der 
neubestellten Stell-vertreter/innen weiter aus. 
Der/Die Verbandsvorsteher/in und seine/ihre Stell-
vertreter/innen sind berechtigt und auf Verlangen 
der Verbandsversammlung verpflichtet, an deren 
Sitzungen teil-zunehmen.  
 

(2) Der/Die Verbandsvorsteherin führt die Geschäf-
te nach Maßgabe der Gesetze, der Ver-
bandssatzung und der Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung. Er/Sie vertritt den Zweckverband ge-
richtlich und außergerichtlich.  
 
(3) Der/Die Verbandsvorsteher/in hat jährlich vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres den Entwurf des 
Wirtschaftsplans festzustellen und der Verbands-
versammlung vorzulegen. Wirtschaftsjahr ist das 
Kalenderjahr.  
 
 
§ 15 Entschädigung  
 
(1) Die Mitglieder / stellvertretenden Mitglieder der 
Verbandsversammlung, der/die Verbands-
vorsteher/in und seine/ihre Stellvertreter/innen 
erhalten anlässlich der Teilnahme an einer Sitzung 
der Verbandsversammlung oder sonstiger Gremien 
des Zweckverbandes einen pauschalierten Ausla-
genersatz in Höhe von 83,00 € (exklusive Umsatz-
steuer). Dies gilt auch für die Teilnahme an Sitzun-
gen von Gremien, Ausschüssen, Arbeitsgruppen, 
Kommissionen oder ähnlichen Einrichtungen juris-
tischer Personen, an denen der Zweckverband be-
teiligt ist, sofern dort keine eigene Entschädigung 
gezahlt wird. Für den Fall, dass aus diesen Zahlun-
gen für den o.g. Personenkreis eine Umsatzsteuer-
pflicht entsteht, ist diese gegenüber dem Zweckver-
band geltend zu machen. 
 
(2) Bei mehreren Sitzungsteilnahmen an einem Tag 
werden höchstens zwei Pauschalbeträge gezahlt.  
 
(3) Grundlage für die Zahlung des pauschalierten 
Auslagenersatzes ist die Anwesenheitsliste.  
 
 
5. Abschnitt: Personalwirtschaft 
 
§ 16 Dienstkräfte  
 
(1) Beim Zweckverband sind keine hauptamtlichen 
Dienstkräfte tätig.  
 
(2) Der Zweckverband wird die vorhandenen Be-
amten/Beamtinnen des Zweckverbandes und die 
durch Personalübergang gemäß § 15 a ÖPNVG 
NRW auf den Zweckverband übergeleiteten Beam-
ten/Beamtinnen der VRR AöR im Rahmen der 
beamtenrechtlichen Vorschriften zuweisen, sofern 
dort eine amtsangemessene Beschäftigung gewähr-
leistet werden kann. Ist dies nicht möglich, gelten 
Absatz 5 Sätze 2 bis 4 und Absatz 6 entsprechend.  
 
(3) Die Regelung der beim Zweckverband verblei-
benden dienst- und personalrechtlichen Ange-
legenheiten der der VRR AöR zugewiesenen Beam-
ten/Beamtinnen (§ 6 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 5) liegt 
in der Zuständigkeit des/der Verbandsvorste-
hers/Verbandsvorsteherin.  
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(4) Die nach geltendem Recht auszustellenden 
Urkunden für Beamte/Beamtinnen sind von 
dem/der Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
und von dem/der Verbandsvorsteher/in bzw. von 
dessen Stellvertretern/Stellvertreterinnen zu unter-
zeichnen. 
  
(5) Im Falle der Auflösung oder wesentlichen Än-
derung der Aufgaben der VRR AöR werden die 
Dienstkräfte der VRR AöR unter Wahrung ihres 
personal- und versorgungsrechtlichen Besitz-
standes vom Zweckverband übernommen. Im Fall 
der Auflösung des Zweckverbandes oder der we-
sentlichen Änderung der Aufgaben werden seine 
Dienstkräfte sowie die Dienstkräfte der VRR AöR, 
sofern die Voraussetzungen von Satz 1 vorliegen, 
unter Wahrung ihres personal- und versorgungs-
rechtlichen Besitzstandes von den Verbandsmit-
gliedern auf der Grundlage des Verhältnisses ihrer 
Einwohnerzahl übernommen. Maßgebend ist der 
vom Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik 
auf das Ende des jeweils vorhergehenden Haus-
haltsjahres fortgeschriebene Stand der Wohnbevöl-
kerung. Soweit es sich um ehemalige Dienstkräfte 
eines Verbandsmitgliedes handelt, werden sie wie-
der von diesem Verbandsmitglied übernommen.  
 
(6) Die Pflicht zur Weitergewährung von Versor-
gungsleistungen an ehemalige Dienstkräfte des 
Zweckverbandes oder der VRR AöR geht bei Auf-
lösung des Zweckverbandes auf das Ver-
bandsmitglied über, in dessen Bereich der Zweck-
verband oder die VRR AöR zum Zeitpunkt der 
Auflösung seinen Sitz hat. Die Versorgungsleistun-
gen sind von den Verbandsmitgliedern nach den 
Bestimmungen des § 22 aufzubringen. 
  
 
6. Abschnitt: Wirtschaftsführung und Finanzen 
 
§ 16a Verbandsumlage 
 
(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbands-
mitgliedern zur Finanzierung seiner Aufgaben eine 
Verbandsumlage auf der Grundlage von § 19 GkG.  
 
(2) Die Verbandsumlage gemäß Absatz 1 besteht 
aus 
a) einer Umlage zur Finanzierung ÖPNV-

bedingter gemeinwirtschaftlicher Verpflichtun-
gen (All-gemeine Umlage) nach Maßgabe der  
§§ 18, 19, 19 a, 19 b, 19c, 20, 

b) einer Umlage zur ergänzenden Finanzierung des 
SPNV (SPNV-Umlage) nach Maßgabe des § 17, 

c) einer Umlage zur Finanzierung des Eigenauf-
wands des Zweckverbandes (Eigenauf-
wandsumlage) nach Maßgabe des § 22 und 

d) einer Umlage zur Finanzierung der VRR AöR 
(AöR-Umlage) nach Maßgabe des § 23 

 
 

§ 17 Finanzierung des Schienenpersonennahver-
kehrs  
 
(1) Der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) im 
Gebiet des Zweckverbandes wird finanziert durch 
folgende Finanzierungsbausteine: 
1.  die im SPNV erzielten bzw. die dem einzelnen 

Eisenbahnverkehrsunternehmen zustehenden 
Einnahmen und Einnahmensurrogate 

2. Zuwendungen und sonstige Fördermittel des 
Landes an den Aufgabenträger 

3. eigene Mittel des Zweckverbandes VRR 
(SPNV-Umlage). 

 
(2) Zuwendungen und sonstige Fördermittel des 
Landes an den Aufgabenträger sind Mittel, die das 
Land NRW der VRR AöR entweder als SPNV-
Pauschale nach Maßgabe des ÖPNVG NRW und 
der dazu ergangenen Rechtsvorschriften oder auf 
anderer Rechtsgrundlage zur Finanzierung des 
SPNV-Leistungsangebotes im Gebiet des Zweck-
verbandes VRR als Teil des Kooperationsraumes 
gemäß § 5 Absatz 1 Buchst. a ÖPNVG NRW (Ko-
operationsraum A) gewährt. 
 
Das jeweilige SPNV-Leistungsangebot wird be-
stimmt durch den Nahverkehrsplan des VRR, die 
Beschlüsse der Gremien des VRR und die jeweili-
gen öffentlichen Dienstleistungsaufträge (mit den 
EVU abgeschlossene Verkehrsverträge, Auferle-
gungen, sonstige Rechtsakte gemäß Art. 2 Buchsta-
be i) VO EG 1370/2007). 
 
(3) Der Zweckverband wirkt insbesondere durch 
Vergaben nach Maßgabe des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) darauf hin, dass 
die auf das Verbandsgebiet des Zweck-verbandes 
entfallenden Zuwendungen und sonstigen Förder-
mittel des Landes NRW  nach Ab-satz 2 Satz 1 und 
die auf das Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
entfallenden Einnahmen der Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen zur Finanzierung des SPNV-
Leistungsangebotes nach Absatz 2 Satz 2 ausrei-
chen. 
 
(4) Der Zweckverband kann eigene Mittel zur Fi-
nanzierung des SPNV verwenden. Der Zweckver-
band kann hierzu  – sofern erforderlich –  nach 
Maßgabe des Wirtschaftsplans der VRR AöR oder 
des Zweckverbandes eine SPNV-Umlage gemäß § 
19 GkG erheben, um zusätzliche Mittel zur ergän-
zenden Finanzierung des SPNV  zur Verfügung 
stellen zu können. 
 
(5) Der Zweckverband wird in seiner mittelfristigen 
Finanzplanung gewährleisten, dass die Gesamthöhe 
der SPNV-Umlage bis zum 31.12.2019  15,182 Mio 
nicht übersteigt.  
 
(6) Der jeweilige Anteil der Verbandsmitglieder an 
der SPNV-Umlage berechnet sich aus dem Verhält-
nis der Haltestellenabfahrten der Eisenbahnver-
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kehrsunternehmen innerhalb des Gebietes des je-
weiligen Verbandsmitgliedes zur Summe der Halte-
stellenabfahrten der Eisenbahn-
verkehrsunternehmen im Gebiet des Zweckverban-
des VRR. 
 
(7) Umschichtungen des SPNV-Leistungsangebotes 
durch den Aufgabenträger sind im Rahmen der für 
das Gebiet des Zweckverbandes zur Verfügung 
stehenden Mittel möglich. 
 
(8) Zusätzliche Betriebsleistungen, die das Gesamt-
volumen des Verkehrsangebotes zum Stand des 
Fahrplanwechsels im Dezember 2012 überschreiten 
und weder durch eigene Einnahmen, durch Zuwen-
dungen und sonstige Fördermittel nach Absatz 2 
noch durch die SPNV-Umlage nach Absatz 4 fi-
nanziert werden, können vom Zweckverband VRR 
nur dann beauftragt werden, wenn die sich daraus 
ergebenden finanziellen Belastungen von den be-
dienten Kreisen und kreisfreien Städten in vollem 
Umfang getragen werden. 
 
 
§ 18 Finanzierung ÖPNV-bedingter gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen  
 
(1) Der Zweckverband ist zuständig für die Finan-
zierung und Sicherstellung der Ausgleichsleis-
tungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 
im Sinne von § 5 Absatz 2 Nr. 1 und 2. 
 
Der Zweckverband trägt die Finanzierungsbeträge 
je Verbandsmitglied zum Ausgleich der  
 
1. gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der 

Betreiber öffentlicher Personenverkehrsdienste 
in Zusammenhang mit der Durchführung öffent-
licher Personenverkehrsdienste nach dem Per-
sonenbeförderungsgesetz  und/oder der 

2. gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen von 
Infrastrukturbetreibern im Zusammenhang mit 
dem Bau und der Vorhaltung von ÖPNV-
bedingter Infrastruktur  

 
mit denen die Betreiber betraut sind, unter Verwen-
dung eigener Mittel.  
 
Finanzierungsbeträge, die zu einer beihilferechtli-
chen Überkompensation führen oder die Regeln des 
Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 nicht einhal-
ten, sind zurückzufordern. 
 
(2) Die Höhe der Finanzierungsbeträge je Ver-
bandsmitglied  
 

a) für die durch Rats- oder Kreistagsbeschluss, 
Nahverkehrsplan oder auf sonstige Weise 
durch die Aufgabenträger definierten gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen und/oder  

b) für die von den Aufgabenträgern vergebenen 
öffentlichen Dienstleistungsaufträge nach der 
VO (EG) Nr. 1370/2007  

 
ist im Verbundetat festzusetzen. Wird kein Einver-
nehmen über die Höhe der Ausgleichsbeträge und 
Finanzierungsbeträge erzielt, gilt § 5 Absatz 2 Nr. 6 
entsprechend. 
 
(3) Einzelheiten zur Finanzierung und Sicherstel-
lung der Ausgleichsleistungen für gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtungen nach § 5 Absatz 2 
Ziffern 1 und 2, insbesondere  

- zur Betrauung,  
- zu öffentlichen Dienstleistungsaufträgen nach 

der VO (EG) Nr. 1370/2007,  
- zu den Finanzierungsvoraussetzungen,  
- zu Art, Umfang und Höhe der Finanzierung,  
- zur Rechnungslegung durch die Empfänger, 
- zum Antrags-, Bewilligungs- und Auszah-

lungsverfahren sowie  
- zu den Ausgleichsmechanismen (insbesondere 

Führen eines Verwendungsnachweises, 
Nachweis der Einhaltung der Regelungen des 
Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 und 
Rückzahlung von beihilferechtlichen Über-
kompensationen)  

 
regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsricht-
linie. 
 
 
§ 19  Allgemeine Umlage 
 
(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbands-
mitgliedern zur Finanzierung der Aufgaben gemäß 
§ 18 eine allgemeine Umlage nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 7 und der §§ 19 a, 19 b, 19 c, 20.  
 
(2) Die derzeitige Höhe der allgemeinen Umlage je 
Verbandsmitglied ist festgesetzt auf der Grundlage 
des Verbundetats 2003 (Stand: November 2002), 
fortgeschrieben durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 14.12.2004 (ZV-Drucksache-Nr. 
VI/2004/42) zum Verbundetat 2005 sowie zuletzt 
durch Beschluss der Verwaltungsrates der VRR 
AöR vom 19.03.2009 (ZV-Drucksache 
F/VII/2009/0282/1) zum Verbundetat 2009. Diese 
Begrenzungen wirken vorbehaltlich Absatz 3 fort. 
 
Der Anteil des einzelnen Verbandsmitglieds an der 
allgemeinen Umlage wird auf der Grundlage des 
Verbundetats festgesetzt. 
 
Die im jeweiligen Verbundetat festgesetzten Finan-
zierungsbeträge werden jedem Verbands-mitglied 
mitgeteilt und als Anlage 10 der entsprechenden 
VRR-Finanzierungsrichtlinie veröffentlicht. 
 
(3) Änderungen der einzelnen in Anlage 10 der 
entsprechenden VRR-Finanzierungsrichtlinie  ge-
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nannten Beträge sind nach Maßgabe des § 19 a 
möglich. 
 
(4) Betriebsleistungen, die nur aufgrund besonderer 
verkehrs- und betriebstechnischer Umstände auf 
dem Gebiet eines benachbarten Verbandsmitgliedes 
erbracht werden, werden dem Verbandsmitglied 
zugerechnet, in dessen ausschließlichem oder 
überwiegendem Interesse die Verkehrsbedienung 
erfolgt. Bei fehlendem Einvernehmen zwischen den 
Verbandsmitgliedern über die Zurechnung gilt § 5 
Absatz 2 Nr. 3 entsprechend. 
 
 
(5) Bis zum 31.12.2013 wird 
 
dem Ennepe-Ruhr-Kreis,  
dem Kreis Mettmann (ohne Stadt Monheim am 
Rhein),  
dem Rhein-Kreis Neuss,  
dem Kreis Recklinghausen,  
dem Kreis Viersen,  
der Stadt Bottrop,  
der Stadt Herne,  
der Stadt Krefeld,  
der Stadt Neuss und  
der Stadt Viersen 
 
 
ein Abschlag von 20 v.H. auf die allgemeine Umla-
ge gemäß Abs. 2 eingeräumt; die Stadt Gel-
senkirchen erhält ab dem 01.01.2006 einen Ab-
schlag von 20% bezogen auf die Vestische Stra-
ßenbahnen GmbH. Der Abschlag wird von denjeni-
gen Verbandsmitgliedern finanziert, die Eigentümer 
oder Gesellschafter der kommunalen Verbundver-
kehrsunternehmen sind, welche die abschlagsbe-
rechtigten Gebietskörperschaften bedienen. Die 
Aufteilung auf diese Eigentümergebietskörper-
schaften oder Gesellschafter erfolgt im Verhältnis 
ihrer Anteile am gezeichneten Kapital dieser Unter-
nehmen. 
 
(6) Soweit zwischen einzelnen Verbandsmitglie-
dern und ÖSPV-Unternehmen sonstige Ab-schläge 
vereinbart und gegenüber dem Zweckverband oder 
einer von ihm bestimmten Stelle nachgewiesen 
werden, sind diese bei der Ermittlung und Festset-
zung der allgemeinen Umlage – soweit möglich – 
zu berücksichtigen. 
 
(7) Der Zweckverband kann von seinen Verbands-
mitgliedern Abschlagszahlungen auf die all-
gemeine Umlage fordern, die nach dem Voran-
schlag im Wirtschaftsplan des Zweckverbands zu 
bemessen sind. Die Umlage eines kreisangehörigen 
Verbandsmitgliedes kann auch vom Kreis erbracht 
werden. 
 
 
 
 

§ 19a Verfahren zur Änderung von Finanzie-
rungsbeträgen 
 
(1) Änderungen der einzelnen in Anlage 10 der 
entsprechende Finanzierungsrichtlinie  genannten 
Finanzierungsbeträge sind  nach folgenden Verfah-
ren möglich: 
 
1. Eine Änderung, d.h. eine Erhöhung oder Redu-

zierung der einzelnen Beträge, ist nur auf Vor-
schlag der VRR AöR nach dem Verfahren ge-
mäß Absatz 2 zulässig. 

 
2. Eine Reduzierung der einzelnen Beträge um 

mehr als 2% pro Jahr je Verkehrsunter-nehmen 
ist nur auf Antrag eines Verbandsmitglieds nach 
dem Verfahren gemäß Absatz 3 zulässig. 

 
(2) Die Verbandsversammlung kann  die einzelnen 
in Anlage 10 der entsprechenden Finanzierungs-
richtlinie genannten Finanzierungsbeträge je Ver-
bandsmitglied durch Beschluss gemäß § 10 Absatz 
1 Nr. 9, soweit europarechtlich zulässig,  auf Vor-
schlag der VRR AöR erhöhen oder verringern, 
wenn 
 
1. das Einvernehmen mit dem jeweiligen kommu-

nalen Aufgabenträger/dem jeweiligen Ver-
bandsmitglied hergestellt wurde,  

 
2. ein lokales Anhörungsgespräch nach § 19b 

stattgefunden hat, und 
 
3. der VRR AöR ein schriftliches Protokoll über 

das Ergebnis des lokalen Anhörungsgesprächs 
nach § 19b Absatz 3 vorliegt, das mindestens 
die zu ändernden Finanzierungs-beträge enthält 
und keine verbundfremden Räume umfasst. 

 
Der Vorschlag der VRR AöR muss  
- die den in § 19 Absatz 2 genannten Beschlüssen 

der Verbandsversammlung zugrunde liegende 
Berechnungssystematik einschließlich der Ab-
schlagsregelungen gemäß § 19 Absatz 5,  

- die Vorgaben der Finanzierungsrichtlinie zur 
Ermittlung der Ausgleichs- und Finanzierungs-
beträge sowie  

- das Ergebnis des lokalen Anhörungsgespräches 
gemäß § 19b Absatz 3  

berücksichtigen. 
 
Im Falle der Selbsterbringung durch ein Verbands-
mitglied ist abweichend von Satz 1 und 2 die Her-
stellung des Einvernehmens zwischen der VRR 
AöR und dem Verbandsmitglied ausreichend. 
 
(3) Die Verbandsversammlung kann die einzelnen 
in Anlage 10 der entsprechenden Finanzie-
rungsrichtlinie genannten Finanzierungsbeträge je 
Verbandsmitglied durch Beschluss gemäß  § 10 
Absatz 1 Nr. 9, soweit europarechtlich zulässig,  
auf Antrag eines Verbandsmitglieds um mehr als 
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2% pro Jahr je Verkehrsunternehmen verringern, 
wenn  
  
1. Einvernehmen zwischen dem jeweiligen Aufga-

benträger und dem betroffenen Betreiber öf-
fentlicher Personenverkehrsdienste und/oder 
Infrastrukturbetreiber, dokumentiert durch das 
Protokoll des lokalen Anhörungsgesprächs ge-
mäß § 19 b Absatz 3, hergestellt wurde, 

 
oder 
 
2. folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

a) Beschluss des zuständigen Organs des kom-
munalen Aufgabenträgers über die Änderung 
oder den Wegfall einer definierten gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtung für das und die 
daraus resultierenden finanziellen Auswirkun-
gen 

 
b)  Beschluss des zuständigen Organs des kom-

munalen Aufgabenträgers über die Änderung 
des lokalen Nahverkehrsplans gemäß Buchst. 
a) bezogen auf die 

 
aa) Festlegung, Definition und Veröffentli-

chung der geänderten gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtung 

 
oder 

 
bb) Veröffentlichung des Wegfalls einer ge-

meinwirtschaftlichen Verpflichtung 
 

c) Änderung der Betrauung des/der bedienenden 
ÖSPV- Unternehmen/s 

 
Der Antrag des Verbandsmitglieds muss die den in 
§ 19 Absatz 2 genannten Beschlüssen zu-grunde 
liegende Berechnungssystematik einschließlich der 
Abschlagsregelungen gemäß Absatz 5 und die Vor-
gaben der entsprechenden Finanzierungsrichtlinie 
zur Ermittlung der Ausgleichs- und Finanzierungs-
beträge berücksichtigen. 
 
§ 19b Lokales Anhörungsgespräch 
 
(1) Ein lokales Anhörungsgespräch ist eine gegen-
seitige Anhörung zwischen einem Aufgabenträger 
und einem mit gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen betrautem ÖSPV-Unternehmen sowie ggf. 
dessen Eigentümergebietskörperschaft, in der Gele-
genheit dazu gegeben wird, sich zu den für die 
Entscheidung über die Höhe der Finanzierungsbe-
träge für bestimmte betraute oder zu betrauende 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen erheblichen 
Tatsachen bzw. zu den Konsequenzen einer Verän-
derung der Finanzierungsbeträge zu äußern. Die 
konkrete Form der Anhörung richtet sich nach § 28 
VwVfG NRW. 
 

(2) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, min-
destens einmal pro Jahr ein lokales Anhörungsge-
spräch im Sinne von Absatz 1 mit den von ihnen 
betrauten ÖSPV-Unternehmen zu führen. 
 
(3) Über das Ergebnis des lokalen Anhörungsge-
spräches im Sinne von Absatz 1 ist ein schriftliches 
Protokoll zu fertigen. Dieses muss ggf. auch Ände-
rungen der den Finanzierungsbeträgen zugrunde 
liegenden Leistungen enthalten. Das Protokoll ist 
der VRR AöR unverzüglich durch Erteilung einer 
Abschrift mitzuteilen. 
 
(4) Betreffen die dokumentierten Ergebnisse und 
Festlegungen in einem lokalen Anhörungsgespräch 
einen Zeitraum, der mehrere Jahre umfasst, ist das 
lokale Anhörungsgespräch abweichend von Absatz 
2 spätestens rechtzeitig zum Ablauf dieses Zeitrau-
mes zu führen. 
 
 
§ 19c Umlagenkürzung und Zuführung von 
Umlagezahlungen an kommunale Verbund-
verkehrsunternehmen 
 
(1) Kommunale Verbundverkehrsunternehmen sind 
Betreiber öffentlicher Personenverkehrs-dienste i. 
S. v. § 5 Abs. 2 Ziffer 1 und/oder Infrastrukturbe-
treiber i. S. v. § 5 Abs. 2 Ziffer 2, deren unmittelba-
re oder mittelbare Gesellschafter oder Eigentümer 
ausschließlich oder ganz überwiegend Verbands-
mitglieder (oder nach Maßgabe des Absatzes 4 
Gebietskörperschaften im Gebiet des Zweckver-
bandes) sind. 
 
(2) Die Verbandsmitglieder können bei der Finan-
zierung von kommunalen Verbundverkehrsunter-
nehmen gegen die nach § 19 Absätze 2 und 3 von 
ihnen aufzubringenden Umlagebeträge mit folgen-
den Beträgen aufrechnen: 
 
a) Freiwillige unmittelbare und mittelbare Leis-

tungen an die kommunalen Verbundverkehrs-
unternehmen, soweit diese zu einer Abdeckung 
der gemäß § 18 Abs. 2 festgesetzten Finanzie-
rungsbeträge in beihilferechtlich zulässiger Hö-
he geführt haben. 

 
Als unmittelbare und mittelbare freiwillige Leis-
tungen gelten nur solche Zuwendungen, die oh-
ne entsprechende Gegenleistung gewährt wer-
den und mithin beim Empfänger kein Entgelt 
i.S. von § 10 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz darstel-
len. Als ohne Gegenleistung gewährt gelten 
auch Erträge, die dem kommunalen Verbund-
verkehrsunternehmen durch die Einlage von 
Wertpapieren (auch im Wege des Verkaufs mit 
Rückübereignung auf der Basis eines Treuhand-
vertrages) oder durch die Bestellung des Nieß-
brauchs an Wertpapieren (mit oder ohne Ge-
währung von Gesellschaftsrechten) zufließen.  
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Der Charakter der Freiwilligkeit wird durch ver-
tragliche Vereinbarungen, welche die betroffe-
nen Zuwendungen zum Gegenstand haben, 
nicht ausgeschlossen. Übersteigt die freiwillige 
Leistung den nach § 19 aufzubringenden Umla-
gebetrag, so kann das betreffende Verbandsmit-
glied den Mehrbetrag bei künftigen Umlagebe-
trägen zur Anrechnung bringen. Die Verbands-
mitglieder wirken auf die Annahme freiwilliger 
Leistungen durch die kommunalen Verbundver-
kehrsunternehmen hin, soweit diese einer Bar-
leistung gleichwertig sind. 

 
b) Freiwillige Leistungen von Dritten, die nicht 

Verbandsmitglieder sind, wenn das Verbands-
mitglied den Dritten zur Finanzierung der Um-
lage heranzieht (Rückgriff). In diesem Fall ist 
der Dritte von einem Rückgriff des Verbands-
mitgliedes in Höhe der freiwilligen Leistung 
freigestellt. 

 
c) im Falle von Betreibern öffentlicher Personen-

verkehrsdienste und/oder Infrastrukturbetrei-
bern, die mit anderen Betrieben, z.B. Versor-
gungsbetrieben, zu einem Unternehmen zu-
sammengefasst sind oder die als Organgesell-
schaft eines anderen Unternehmens geführt 
werden: 

 
Das positive Ergebnis eines anderen Betriebes, 
soweit es zur Abdeckung des Finanzierungsbe-
trages gemäß § 18 Absatz 2 und in beihilfe-
rechtlich zulässiger Höhe verwendet wurde. Bei 
mehreren an dem Unternehmen Beteiligten ist 
die Kürzung anteilig vorzunehmen. Die Umlage 
kann auch gekürzt werden, wenn sonstige Leis-
tungen von kreisangehörigen Mitgesellschaftern 
eines Verkehrsbetriebes zur Abdeckung des Fi-
nanzierungsbetrages gemäß § 18 Absatz 2 und 
höchstens in beihilferechtlich zulässiger Höhe 
geleistet werden, ebenso bei freiwilligen unmit-
telbaren und mittelbaren Leistungen an die 
kommunalen Verbundverkehrsunternehmen, 
soweit sie bei diesen zu einer Minderung des 
Finanzierungsbetrages geführt haben. 

 
d) im Falle von kommunalen Verbundverkehrsun-

ternehmen, die Beteiligungen an anderen Ge-
sellschaften halten: 

 
Die an das Unternehmen abgeführten bzw. aus-
geschütteten Gewinne, höchstens jedoch um den 
handelsrechtlichen Fehlbetrag vor Gewinnab-
führung bzw. -ausschüttung und höchstens in 
Höhe der Finanzierungsbeträge gemäß § 18 
Abs. 2 und höchstens in beihilferechtlich zuläs-
siger Höhe. Bei mehreren an dem Unternehmen 
Beteiligten ist die Kürzung anteilig vorzuneh-
men. 

 
e) Die Differenz zwischen dem Umlagebetrag 

nach § 19 Abs. 2 und dem tatsächlichen Ge-

samtfehlbetrag eines kommunalen Verbundver-
kehrsunternehmens, wenn die Verbands-
mitglieder Eigentümer oder Gesellschafter die-
ses Unternehmens sind. 

 
Die Aufteilung auf die Eigentümergebietskör-
perschaften oder Gesellschafter erfolgt im Ver-
hältnis ihrer Anteile am gezeichneten Kapital 
dieser Unternehmen. 

 
Der Anspruch des Zweckverbandes erlischt in Höhe 
der durch das Verbandsmitglied nach diesem Ab-
satz vorgenommenen Aufrechnung, dies jedoch nur 
in dem Umfang, in dem das kommunale Verbund-
verkehrsunternehmen weiterhin mit gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen betraut ist und diese 
erfüllt. 
 
(3) Die Verbandsmitglieder, die unmittelbar oder 
mittelbar Gesellschafter oder Eigentümer eines 
kommunalen Verbundverkehrsunternehmens sind, 
tragen dafür Sorge, dass die durch ihr Unternehmen 
begründete Verbandsumlage zur Vereinfachung des 
Zahlungsflusses unmittelbar ihrem Unternehmen, 
spätestens jedoch vor Feststellung des Jahresab-
schlusses, zugeleitet wird. Sind mehrere Ver-
bandsmitglieder unmittelbar oder mittelbar Gesell-
schafter des betroffenen kommunalen Verbundver-
kehrsunternehmens, obliegt die Zuleitung dem 
Verbandsmitglied mit dem höchsten Kapitalanteil; 
unmittelbare und mittelbare Beteiligungen eines 
Verbandsmitgliedes sind zur Ermittlung des Kapi-
talanteils zusammenzurechnen. 
 
Die Verbandsmitglieder tragen auch in diesem Fall 
durch die Gewährung von z.B. Abschlags-
zahlungen oder Überbrückungskrediten dafür Sor-
ge, dass die Liquidität ihres Unternehmens im lau-
fenden Wirtschaftsjahr gesichert ist. Näheres regeln 
in eigener Verantwortung abgeschlossene Verein-
barungen zwischen den Verbandsmitgliedern und 
ihren Unternehmen. 
 
(4) Der Zweckverband kann mit Gebietskörper-
schaften in seinem Gebiet, die mittelbar oder unmit-
telbar Gesellschafter oder Eigentümer eines Ver-
kehrsunternehmens, aber nicht Verbandsmitglied 
sind, eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung  über 
die sinngemäße Anwendung aller oder einzelner 
Vorschriften der  §§ 19 bis 20 abschließen. 
 
(5) Das Nähere zur Finanzierung gemeinwirtschaft-
licher Verpflichtungen der kommunalen Ver-
bundverkehrsunternehmen durch Verbandsmitglie-
der, die unmittelbar oder mittelbar Gesellschafter 
oder Eigentümer eines kommunalen Verbundver-
kehrsunternehmens sind, regelt die entsprechende 
VRR-Finanzierungsrichtlinie. 
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§ 20 Zahlungsverkehr zur Finanzierung ÖPNV-
bedingter gemeinwirtschaftlicher Verpflichtun-
gen 
 
(1) Die durch die allgemeine Umlage aufgebrachten 
Mittel werden nach Maßgabe des Verbundetats 
denjenigen Betreibern öffentlicher Personenver-
kehrsdienste und/oder Infrastrukturbetreibern  zu-
gewiesen, die mit der Erfüllung gemeinwirtschaftli-
cher Verpflichtungen nach Maßgabe der entspre-
chenden VRR-Finanzierungsrichtline betraut sind. 
 
Ist der Empfänger ein kommunales Verbundunter-
nehmen nach § 19c Absatz 1, wird der auf ihn ent-
fallende Finanzierungsbetrag an das Eigentümer-
Verbandsmitglied weitergeleitet. Ansprüche mitbe-
dienter Verbandsmitglieder werden hierbei berück-
sichtigt (Spitzenausgleich).  
 
Das Eigentümer-Verbandsmitglied trägt dafür Sor-
ge, dass  
- die empfangenen Mittel ihrer Zweckbin-

dung entsprechend den Unternehmen auf 
gesellschaftsrechtlicher oder organschaftli-
cher Grundlage zugeführt und zweckent-
sprechend verwendet werden, und 

- nicht zweckentsprechend verwendete oder 
beihilferechtlich überzahlte Finanzierungs-
beträge in der Höhe, wie sie von der VRR 
AöR festgestellt wurde, zurückgeführt 
werden.  

 
Näheres regelt die entsprechende VRR-
Finanzierungsrichtlinie. 
 
(2) Sind mehrere Verbandsmitglieder an einem 
kommunalen Verbundverkehrsunternehmen betei-
ligt, so zahlt der Zweckverband den auf das kom-
munale Verbundverkehrsunternehmen entfallenden 
Finanzierungsbetrag mit einer Summe an das Ver-
bandsmitglied nach § 19c Abs. 3 mit der Auflage, 
dass das Verbandsmitglied die Weiterleitung auf 
gesellschaftsrechtlicher Grundlage als öffentlich-
rechtlicher Gesellschafter des kommunalen Ver-
bundverkehrsunter-nehmens mit der Maßgabe vor-
nimmt, dass das kommunale Verbundverkehrsun-
ternehmen die Einlage den Beteiligungsverhältnis-
sen entsprechend zuordnet. 
 
Die Beteiligten können eine andere Regelung ver-
einbaren. Der Zweckverband ist über die an-
derweitige Regelung unter Beifügung einer Ab-
schrift der diesbezüglichen Vereinbarungen zu 
informieren. 
 
§ 21 Rücknahme der Finanzierungsübertragung  
 
(1) Verbandsmitglieder können die Übertragung der 
Finanzierung ÖPNV-bedingter gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen (§ 5 Abs. 2 Nr.1 - 4) 
unter Einhaltung einer Frist von acht Monaten zum 

Ende eines Kalenderjahres ganz oder teilweise 
zurücknehmen.  
 
(2) Sofern kreisangehörige Verbandsmitglieder von 
dem Rücknahmerecht gemäß Abs. 1 in vollem 
Umfang Gebrauch machen, scheiden sie aus dem 
Zweckverband aus.  
 
§ 22 Finanzierung des Eigenaufwandes des 
Zweckverbandes (Eigenaufwandsumlage) 
 
Der Eigenaufwand des Zweckverbandes VRR ist 
von allen Verbandsmitgliedern im Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahl jeweils in einer gesonderten Eigen-
aufwandsumlage aufzubringen. Maßgebend ist der 
vom Landesbetrieb Information und Technik NRW 
auf das Ende des jeweils vor-hergehenden Haus-
haltsjahres fortgeschriebene Stand der Wohnbevöl-
kerung. 
 
§ 23 Finanzierung der VRR AöR  
 
(1) Die nicht durch eigene Erträge oder Zuwendun-
gen bzw. sonstige Fördermittel Dritter gedeckten 
Aufwendungen der VRR AöR zur Finanzierung des 
SPNV und der ÖPNV-bedingten gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen im Gebiet des Zweckver-
bandes gemäß § 5 Absatz 3 und § 9 AöR-Satzung  
i. V. m. §§ 17 und 18 werden vom Zweckverband 
ausgeglichen. Hierzu leitet der Zweckverband bei 
Bedarf und auf Anforderung der VRR AöR die von 
ihm als Zuwendungsempfänger oder im Wege von 
Umlagen gemäß § 17 Absatz 4 bzw. § 19 Absatz 1 
oder auf sonstige Weise vereinnahmten Mittel als 
Ertragszuschüsse an die VRR AöR weiter. 
 
(2) Der nicht durch eigene Erträge oder sonstige 
Zuwendungen Dritter oder durch Absatz 1 gedeckte 
Eigenaufwand der VRR AöR wird vom Zweckver-
band durch Einlagen ausgeglichen. 
 
Zur Finanzierung des Eigenaufwandes der VRR 
AöR erhebt der Zweckverband auf Grundlage des 
Wirtschaftsplanes der VRR AöR ggf. eine AöR-
Umlage. Diese Umlage ist von den Verbandsmit-
gliedern nach folgendem Verteilungsschlüssel zu 
erheben: 
 
Stadt Bochum    5,3773 % 
Stadt Bottrop    1,6707 %  
Stadt Dortmund    8,1872 %  
Stadt Düsseldorf    7,9491 %  
Stadt Duisburg    7,0325 %  
Ennepe-Ruhr-Kreis   4,8058 %  
Stadt Essen    8,1850 %  
Stadt Gelsenkirchen   3,7828 %  
Stadt Hagen    2,7775 %  
Stadt Herne    2,4002 %  
Stadt Krefeld    3,3124 %  
Kreis Mettmann    6,8005 %  
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Stadt Monheim am Rhein   0,2413 %  
Stadt Mönchengladbach   3,6432 %  
Stadt Mülheim an der Ruhr  2,3707 %  
Rhein-Kreis Neuss   5,3582 %  
Stadt Neuss    0,8386 %  
Stadt Oberhausen   3,0553 %  
Kreis Recklinghausen   9,0444 %  
Stadt Remscheid   1,6345 %  
Stadt Solingen    2,2846 %  
Kreis Viersen    3,7976 %  
Stadt Viersen    0,4225 %  
Stadt Wuppertal    5,0281 %  
 
§ 24 Rechnungsprüfung  
 
(1) Für die Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung gilt die Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungsähnlichen Einrichtungen (JAP DVO) in 
der jeweils gültigen Fassung. Der Zweckverband 
kann im Einvernehmen mit der Gemeindeprüfungs-
anstalt einen geeigneten neutralen Wirtschaftsprüfer 
oder eine geeignete neutrale Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft unmittelbar mit der Prüfung beauftra-
gen.   
 
(2) Einzelheiten insbesondere zur Zusammenarbeit 
mit der Gemeindeprüfungsanstalt und zum Verfah-
ren zur Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft regelt eine 
von der Verbandsversammlung zu beschließende 
Rechnungsprüfungsordnung.  
 
(3) Soweit dem Zweckverband Ausgleichszahlun-
gen des Landes zufließen, steht dem Landes-
rechnungshof ein Prüfungsrecht gemäß § 91 LHO 
beim Zweckverband und seinen Verbands-
mitgliedern zu.  
 
7. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 
§ 25 Ergänzende Rechtsvorschriften  
 
Soweit diese Satzung und das GkG keine besonde-
ren Vorschriften enthalten, finden die Vor-schriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der jeweils gültigen Fas-sung sinnge-
mäß Anwendung.  
 
§ 26 Öffentliche Bekanntmachungen  
 
Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverban-
des erscheinen im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen.  
 
§ 27 Inkrafttreten 
  
(1) Diese Satzung trat mit Wirkung vom 
01.08.2006 in Kraft.  
 

(2) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 24.10.2007 zur Anpassung 
der Zweckverbandssatzung an das novellierte 
ÖPNVG traten zum 01.01.2008 in Kraft. 
 
(3) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 10.12.2008 traten zum 
01.01.2009 in Kraft. 
 
(4) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 17.12.2009 traten zum 
01.01.2010 in Kraft. 
 
(5) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 17.03.2011 treten zum 
18.03.2011 in Kraft. 
 
(6) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 12.12.2012 treten zum 
01.01.2013 in Kraft. 
 
(7) Die Änderungen gemäß Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 12.07.2013 treten zum 
13.07.2013 in Kraft. 
 
Protokollnotiz zu § 17  
Stand Fahrplanwechsel Dezember 2012:  
rd. 42,8 Mio. Zugkilometer p. a.  
 
Protokollnotiz zu § 19 Absatz 5  
Zur Information wird darauf hingewiesen, dass der 
Rat der Stadt Düsseldorf beschlossen hat, die Gel-
tung der Abschlagsregelung gemäß § 19 Absatz 5 
jährlich neu zu beschließen.  
§ 10 Absatz 1 Nr. 9 bleibt unberührt.  
Spätestens zum 01.01.2009 werden auf Initiative 
der VRR AöR Verhandlungen zwischen den Betei-
ligten mit dem Ziel, eine Anschlussregelung für die 
am 31.12.2010 auslaufende Abschlagsregelung zu 
finden, aufgenommen (Hinweis des Ennepe-Ruhr-
Kreises)  
Anlage 10 der Finanzierungsrichtlinie des VRR  
Die Umlagebeträge je Verbandsmitglied nach § 19 
Abs. 2 (Stand 01.01.2005; Basis Verbundetat 2005) 
finden sich in der Anlage 10 der Finanzierungs-
richtlinie.  
 
Protokollnotiz zu § 27  
Für den Fall, dass aufgrund der Rechtssprechung 
des Europäischen Gerichtshofes oder nationaler 
Gerichte akuter Regelungsbedarf in Bezug auf die 
ÖPNV-Finanzierung entsteht, ist das System ent-
sprechend anzupassen.  
 
I.A. 
(Binder-Falcke) 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 277 
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217 Antrag der Firma Possehl Kehrmann 

GmbH in Duisburg auf Erteilung ei-
ner Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes           
(BImSchG) 

 
Bezirksregierung 
52.03-0989490-0010-598 
 

Düsseldorf, den 15. August 2013 
 

Die Firma Possehl Kehrmann GmbH, Vulkanstraße 
54, 47053 Duisburg hat mit Antrag vom 
27.08.2012, zuletzt ergänzt am 02.07.2013, bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf die Erteilung einer 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Än-
derung der bestehenden Anlage zur sonstigen Be-
handlung und zur zeitweiligen Lagerung von ge-
fährlichen und nicht gefährlichen Abfällen am 
Standort Vohwinkelstraße 107 in 47137 Duisburg, 
Gemarkung Beeck, Flur 27, Flurstücke 174, 175, 
176 (teilweise), 177, 179 (teilweise), 181 und Flur 
29, Flurstück 57 (teilweise), beantragt. Der Antrag 
umfasst im Wesentlichen die Erweiterung des Ab-
fallartenkatalogs, die Optimierung der Lagernut-
zung, den Betrieb einer Brikettieranlage, sowie die 
Erweiterung des Betriebsgeländes. Eine Kapazitäts-
erhöhung ist nicht beantragt. Die bestehende bzw. 
geänderte Anlage ist genehmigungsbedürftig gemäß 
der Ziffern 8.11.2.1, 8.11.2.2, 8.12.1.1 und 8.12.2 
des Anhangs zur 4. BImSchV. Die Anlage ist UVP-
Vorprüfungspflichtig, die notwendigen Angaben 
sind in den Antragsunterlagen enthalten. 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens soll fest-
gestellt werden, ob die gesetzlichen Genehmi-
gungsvoraussetzungen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 in Verbindung mit § 5 BImSchG für die Zulas-
sung des geplanten Vorhabens vorliegen. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 und 
4 BImSchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Antrag sowie die dazugehörigen Antragsunter-
lagen liegen in der Zeit vom 22.08.2013 bis 
23.09.2013 an folgenden Stellen zur Einsichtnahme 
aus: 
 
1. Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude 

Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf, Herr  
Böhm, Raum Bo-6043  
Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 16:00 Uhr  
Freitag von 09:00 bis 14:00 Uhr 

2. Stadt Duisburg, Bezirksamt Meiderich-Beeck, 
Von-der-Mark-Straße 36, 47137 Duisburg, Bür-
gerservice, Raum 100 
Montag – Freitag von 8:00 – 16:00 Uhr  
Mittwoch zusätzlich bis 18:00 Uhr 

 

Ich fordere hiermit auf, etwaige erörterungsfähige 
Einwendungen gegen das Vorhaben innerhalb der 
Einwendungsfrist vom  
 

22.08.2013 bis 07.10.2013 
 

schriftlich vorzubringen. 
 
Die Einwendungen können innerhalb der Einwen-
dungsfrist an den Auslegungsorten abgegeben, bzw. 
der Genehmigungsbehörde zugesendet werden. 
Zuständige Genehmigungsbehörde ist die Bezirks-
regierung Düsseldorf. Die Einwendungen, auch 
wenn sie an den Auslegungsorten abgegeben wer-
den, sind an die Bezirksregierung Düsseldorf zu 
adressieren. 
Eine Einwendung in elektronischer Form ist, soweit 
sie die Voraussetzungen des § 3a Abs. 2 VwVfG 
erfüllt, zulässig.  
Gemäß § 3a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen NRW 
(VwVfG NRW) sind Einwendungen, die per E-
Mail erhoben werden, nur zulässig, wenn sie mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 
2 Nr. 3 des Signaturgesetzes versehen sind. Eine 
Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat hierzu eine 
elektronische Zugangsmöglichkeit über ein elektro-
nisches Gerichts- und Verwaltungspostfach eröff-
net. Wegen der diesbezüglichen Zugangsvorausset-
zungen wird auf die Internetveröffentlichung auf 
der Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf 
unter www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html 
verwiesen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Erhebung 
einer Einwendung durch „einfache“ Email nicht der 
erforderlichen Form genügt und auch keine Berück-
sichtigung finden kann. 
Mit Ablauf der hier genannten Einwendungsfrist 
werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. Einwendungen, die auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen, werden auf den 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten verwie-
sen (§ 10 Abs. 3 BImSchG). 
 
Die Einwendungen müssen neben dem Vor- und 
Zunamen auch die volle Anschrift der Einwender/-
innen in leserlicher Schrift enthalten und sind vom 
Einwender/von der Einwenderin zu unterschreiben. 
Einwendungen, die unleserliche Namen oder An-
schriften aufweisen, bleiben unberücksichtigt. 
 
Darüber hinaus werden auch nur solche Einwen-
dungen Berücksichtigung finden, die erkennen 
lassen, in welcher Hinsicht Bedenken gegen dieses 
Vorhaben bestehen und in welcher Hinsicht diese 
Belange von der Genehmigungsbehörde in die 
Prüfung des Vorhabens einbezogen werden sollen. 
Nachbareinwendungen müssen darüber hinaus 
zumindest das als gefährdet angesehene Rechtsgut 
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(z. B. Leib, Leben und Gesundheit oder Eigentum) 
erkennen lassen. 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Einwendungen), gilt derje-
nige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner, der darin mit seinem Namen, seinem 
Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet 
ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter 
bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürli-
che Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die 
die oben genannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten, können unberücksichtigt bleiben. Glei-
ches gilt, wenn der Vertreter keine natürliche Per-
son ist. 
Die Einwendungen werden der Antragstellerin und 
ggf. den nach § 11 der 9. BImSchV betroffenen 
Behörden bekanntgegeben. Jedoch werden auf 
Verlangen von Personen, die Einwendungen erho-
ben haben (Einwender), deren Namen und An-
schrift vor der Weitergabe unkenntlich gemacht, 
soweit diese Angaben nicht zur Beurteilung des 
Inhaltes der Einwendung bzw. zur ordnungsgemä-
ßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
erforderlich sind. 
 
Der Termin für den Beginn der Erörterung der 
Einwendungen mit der Antragstellerin und den 
Einwendern (Erörterungstermin) wird bestimmt auf 
den  
 

06.11.2013, 10:00 Uhr. 
 
Die Erörterung findet im Konferenz- und Bera-
tungszentrum „Der kleine Prinz“, Schwanen-
straße 5 bis 7, 47051 Duisburg statt. 
 
Zu diesem Termin wird nicht gesondert eingeladen. 
Die Durchführung des Erörterungstermins ist eine 
Ermessensentscheidung nach § 10 Abs. 6 BIm-
SchG, sind keine Einwendungen zu erörtern, oder 
liegen sonstige Gründe gemäß § 16 der 9. BIm-
SchV vor, findet der Termin nicht statt. Im Falle 
einer Absage des Termins wird dies öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am nächstmöglichen 
Termin fortgesetzt. Der Termin für die Fortsetzung 
der Erörterung wird jeweils bei Unterbrechung der 
Erörterung an dem Tag, an dem diese nicht abge-
schlossen werden kann, den Teilnehmern mitgeteilt. 
Eine gesonderte Bekanntmachung erfolgt nicht.  
Die durch die Teilnahme an dem Erörterungstermin 
entstehenden Kosten werden nicht erstattet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass fristgerecht erho-
bene Einwendungen auch bei Ausbleiben der An-

tragstellerin oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert werden können. 
 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen an die Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, kann gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Postanschrift der Bezirksregierung Düsseldorf: 
 
Bezirksregierung Düsseldorf 
Dezernat 52 
Cecilienallee 2 
40474 Düsseldorf 
 
 
Im Auftrag 
Böhm 
 

 
Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 291 

 
 
218 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 

die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Steag New Energies 
GmbH 

 
 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.01-100-53.0055/13/0101.1 
 

Düsseldorf, den 15. August 2013 

 
Die Steag New Energies GmbH, St. Johanner Str. 
101-105, 66115 Saarbrücken hat mit Datum vom 
26.04.2013 einen Antrag nach § 4 BImSchG auf 
Genehmigung zur Errichtung und Betrieb eines 
Blockheizkraftwerkes mit einer Feuerungswärme-
leistung von 10,1 MW gestellt. 
 
Das Vorhaben bedarf nach § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 in 
Verbindung mit § 3 c UVPG einer standortbezoge-
nen Vorprüfung des Einzelfalls, ob eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Im vorliegenden Fall hat diese 
Prüfung ergeben, dass nicht mit erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist. Gemäß § 
3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das 
beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
gez. Hartz 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 292 
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219 Antrag nach § 4 des Gesetzes zum 
Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Luftverunrei-
nigungen , Geräusche, Erschütterun-
gen und ähnliche Vorgänge 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
53.01-100-53.0117/12/0401M1 

 

Düsseldorf, den 15. August 2013 

Bekanntmachung nach§ 10 Abs. 3 BlmSchG i. V. 
m. § 8 Abs. 1 der 9. BlmSchV 
 
Verlängerung der Auslegung und Verlegung des 

Erörterungstermins 
 

Antrag nach § 4 des Gesetzes zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BlmSchG) der Grillo-
Werke AG auf Erteilung einer Genehmigung 
zur Errichtung und. Betrieb einer neuen Anlage 
zur Herstellung von Schwefelsäure in Duisburg-
Hamborn. 
 
Die Firma Grillo-Werke AG hat mit Datum vom 
02.07.2012 bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
einen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
gemäß § 4 zur Errichtung und zum Betrieb einer 
neuen Anlage zur Herstellung von Schwefelsäure 
gestellt. 
 
Die Anlage soll auf dem Werksgelände der Firma 
Grillo-Werke AG, Buschstr. 95 in 47169 Duisburg, 
Gemarkung Harnbern-Süd, Flur 211, Flurstück 231 
errichtet und ab dem 01.01.2014 in Betrieb ge-
nommen werden. Gegenstand des Antrages sind 
folgende Maßnahmen: 
 
• Errichtung und Betrieb einer neuen Anlage 

zur Herstellung von Schwefelsäure. 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung gemäß § 4 Abs. 1 BlmSchG in Verbindung 
mit Nr. 4.1.13 Anhang 1 der 4. BlmSchV, da es 
sich um eine der dort genannten Anlagen zur Her-
stellung von Schwefelsäure handelt. 
 
Die Anlage fällt unter die Nr. 4.1, Spalte 1 der 
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG). Daher ist gemäß § 3b UVPG 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 
Diese Umweltverträglichkeitsuntersuchung ist Teil 
der Antragsunterlagen. 
 
Hiermit werden die Verlängerung der gemäß § 1 O 
Abs. 3 BlmSchG vorgeschriebenen Auslegung der 

Antragsunterlagen sowie die Verlegung des Erörte-
rungstermins öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Antragsunterlagen liegen, in Verlängerung der 
bisherigen Auslegung vom 01.07.2013 bis 
01.08.2013, in der Zeit vom 15.08.2013 bis ein-
schließlich 16.09.2013 an folgenden Stellen zur 
Einsicht aus: 
 
Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 240, Ceci-
lienallee 2, 40474 Düsseldorf 
 
Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr 
und   13.00 bis 16.00 Uhr 
 
Stadt Duisburg, Bezirksamt Hamborn, Bür-
gerservice Frau Steinberg, Duisburger Straße 
213, 47166 Duisburg 
  
Montag bis Freitag von 08.30 bis 16:00 Uhr, 
Donnerstag von  14.00 bis 17.30 Uhr 
 
Zusätzliche Terminvereinbarungen sind in Abspra-
che mit den jeweiligen Verwaltungsstellen oder 
unter nachfolgenden Telefonnummern möglich: 
1. bei der Bezirksregierung Düsseldorf unter 

Telefon-Nr. 0211/475-9148 
2. bei der Stadt Duisburg unter Telefon-Nr. 

0203/283-5386 
 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben kön-
nen schriftlich bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf oder bei den übrigen 
Auslegungsstellen innerhalb des o. g. Ausle-
gungszeitraumes sowie in den beiden darauffol-
genden Wochen, d. h. in dem Zeitraum vom 
17.09.2013 bis einschließlich 30.09.2013, erhoben 
werden. 
 
Mit Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen. Einwendun-
gen, die auf besonderen privatrechtlichen .Titeln 
beruhen, sind vor den ordentlichen Gerichten gel-
tend zu machen (§ 1 O Abs. 3 BlmSchG). 
 
Gemäß § 3a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen NRW 
(VwVfG NRW) sind Einwendungen, die per Mail 
erhoben werden, nur zulässig, wenn sie mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nr. 
3 des Signaturgesetzes versehen sind. Eine Signie-
rung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. Die 
Bezirksregierung Düsseldorf hat hierzu eine elekt-
ronische Zugangsmöglichkeit über ein elektroni-
sches Gerichts- und Verwaltungspostfach eröffnet. 
Wegen der diesbezüglichen Zugangsvoraussetzun-
gen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
www.brd.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Erhebung 
einer Einwendung durch „einfache" Email nicht der 
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erforderlichen Form genügt und auch keine Berück-
sichtigung finden kann. 
Die Einwendungen müssen neben dem Namen auch 
die volle leserliche Anschrift der Einwenderinnen 
und Einwender enthalten. 
 
Darüber hinaus müssen die Einwendungen erken-
nen lassen, wieso das Vorhaben für unzulässig 
gehalten wird und in welcher Weise die Genehmi-
gungsbehörde bestimmte Belange in ihre Prüfung 
einbeziehen soll. Bei Nachbareinwendungen muss 
darüber hinaus zumindest das als gefährdet angese-
hene Rechtsgut (z. B. Leib, Leben und Gesundheit 
oder Eigentum) angegeben werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Einwendungen), gilt derje-
nige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner, der darin mit seinem Namen, seinem 
Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet 
ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter 
bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürli-
che Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die 
die oben genannten Angaben nicht deutlich sichtbar 
auf jeder mit ·einer Unterschrift versehenen Seite 
enthalten, können unberücksichtigt bleiben. Glei-
ches gilt, wenn der Vertreter keine natürliche Per-
son ist. 
 
Die Einwendungen werden an die Antragstellerin 
sowie an die beteiligten Behörden, soweit deren 
Aufgabenbereich von den Einwendungen berührt 
ist, weitergegeben. Auf Verlangen der Einwen-
der/innen werden jedoch deren Namen und An-
schrift vor der Weiterleitung unkenntlich gemacht, 
soweit diese Angaben nicht zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens erfor-
derlich sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen, 
die bereits im Zeitraum vom 01.07.2013 (Beginn 
der Auslegung der Antragsunterlagen) bis   
14.08.2013 ordnungsgemäß erhoben wurden, nicht 
erneut vorgebracht werden müssen. 
 
Von der Durchführung eines Erörterungstermins 
wird nach § 16 Abs. 1 der 9. BlmSchV abgesehen, 
wenn 
 

1. Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 
nicht rechtzeitig erhoben worden sind, 

2. die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu-
rückgenommen worden ·sind, 

3. ausschließlich Einwendungen erhoben worden 
sind, die auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen oder  

4. die erhobenen Einwendungen nach der Ein-
schätzung der Behörde keiner Erörterung be-
dürfen. 

 

Sofern die Genehmigungsbehörde einen Erörte-
rungstermin durchführt, wird der Beginn der Erör-
terung der Einwendungen nunmehr bestimmt auf 
den 16. und 18. Oktober 2013, 10:00 Uhr. Die 
Erörterung ist öffentlich und findet statt im Brau-
haus Mattlerhof, Wehofer Str. 42, 47169 Duisburg. 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am nächsten und/oder 
den folgenden Tagen weitergeführt. Der Termin für 
die Weiterführung der Erörterung wird jeweils bei 
Unterbrechung der Erörterung an dem Tag, an dem 
diese nicht abgeschlossen werden kann, den Teil-
nehmern mitgeteilt. Eine weitere besondere Be-
kanntmachung erfolgt nicht. 
 
Durch die Teilnahme an dem Erörterungstermin 
entstehende Kosten werden nicht erstattet. Es wird 
darauf hingewiesen, dass fristgerecht erhobene 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstel-
lers oder von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, erörtert werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung an die Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Heyer 

 
Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 293 

 
 

 

220 Bekanntmachung über die Auslegung 
von Karten und Text der geplanten 
Verordnung sowie Erläuterungsbe-
richt zur Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes des Mirker 
Bachs 

 

Bezirksregierung 
54.03.02 – Mirker Bach 
 

Düsseldorf, den 02. August 2013 
 

Die Bezirksregierung Düsseldorf beabsichtigt, das 
Überschwemmungsgebiet des Mirker Bachs von 
km 1,3 bis km 5,0 durch ordnungsbehördliche Ver-
ordnung gemäß      § 76 des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – 
WHG) in Verbindung mit § 112 des Wassergeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswas-
sergesetz – LWG) festzusetzen.  
 
Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festset-
zung von Überschwemmungsgebieten gemäß § 76 
Abs. 4 WHG, § 112 Abs. 1 Satz 2 LWG i. V. m. § 
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73 Abs. 2-5 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) zu 
informieren. Ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben.  
 
Das Überschwemmungsgebiet des Mirker Bachs ist 
für ein hundertjährliches Hochwasserereignis ermit-
telt worden. Das Überschwemmungsgebiet er-
streckt sich auf Flächen beiderseits des Mirker 
Bachs im Bereich der Stadt Wuppertal. 
 
 Die detaillierte Darstellung der betroffenen Flä-
chen und Grenzen des Überschwemmungsgebietes 
ergibt sich aus den auszulegenden Überschwem-
mungsgebietskarten im Maßstab 1 : 5.000. Das 
Überschwemmungsgebiet des Mirker Bachs ist in 
den Karten jeweils in hellblauer Farbe dargestellt.  
 
In vorläufig gesicherten und in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten gelten die Schutzbestim-
mungen der §§ 78 WHG, 113 LWG, die eine Ver-
schärfung der bestehenden Hochwassergefahr und 
eine Vergrößerung der zu erwartenden Schadenssi-
tuation verhindern sollen. 
 
Die Unterlagen für die Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes (Text der geplanten Verord-
nung, Detailkarten im Maßstab 1 : 5.000 und der 
Erläuterungsbericht) werden in der Stadt Wuppertal 
zeitnah zur Einsichtnahme für jedermann ausgelegt. 
Die Auslegung wird vorher ortsüblich bekannt 
gemacht.  
 
Zudem können die Unterlagen für die Festsetzung 
des Überschwemmungsgebietes auch bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 
Düsseldorf, Dezernat 54, Zimmer 423 
 

ab dem 22.08.2013 für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden 

 
eingesehen werden. Sofern nach Ablauf dieser 
Frist, Einsicht in die Unterlagen begehrt wird, wird 
um Voranmeldung gebeten. Darüber hinaus kann 
das ermittelte Überschwemmungsgebiet auch im 
Internetauftritt der Bezirksregierung Düsseldorf 
eingesehen werden unter: 
 
http://www.brd.nrw.de/umweltschutz/hochwasser-
schutz/Ueberschwemmungsgebiete.html     
 
Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebietes berührt werden, 
kann bis zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist Einwendungen erheben. Maßgeblich 
ist die Auslegungsfrist der jeweiligen Kommune, 
in der das Grundstück liegt. 
 
Die Einwendungen sind schriftlich oder mündlich 
zur Niederschrift bei der jeweiligen Kommune oder 
der Bezirksregierung Düsseldorf – Dezernat 54 – 
Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe 

des Aktenzeichens: 54.03.02 – Mirker Bach) zu 
erheben.  
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung 
setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest 
der geltend gemachte Belang und die Art der Beein-
trächtigung hervorgehen, die Einwendung unter-
schrieben und mit einem lesbaren Namen und An-
schrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen 
Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 73 
Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. 
 
Die erhobenen Einwendungen werden bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf geprüft. 
 
Bezirksregierung Düsseldorf  
als Obere Wasserbehörde 
 
Im Auftrag  
gez. Hüsgen 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 294 

 

 
 
 
 
 

221 Bekanntmachung über die Auslegung 
von Karten und Text der geplanten 
Verordnung sowie Erläuterungsbe-
richt zur Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes des Rumbachs 
und Nebengewässer 

 
 
 

Bezirksregierung 
54.03.02 – Rumbach und Nebengewässer 
 

Düsseldorf, den 02. August 2013 
 

Die Bezirksregierung Düsseldorf beabsichtigt, das 
Überschwemmungsgebiet des Rumbachs von km 
2,0 bis km 7,3 und seiner Nebengewässer durch 
ordnungsbehördliche Verordnung gemäß § 76 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz – WHG) in Verbindung mit § 
112 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) festzuset-
zen.  
 
Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festset-
zung von Überschwemmungsgebieten gemäß § 76 
Abs. 4 WHG, § 112 Abs. 1 Satz 2 LWG i. V. m. § 
73 Abs. 2-5 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) zu 
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informieren. Ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben.  
 
Das Überschwemmungsgebiet des Rumbachs und 
seiner Nebengewässer ist für ein hundertjährliches 
Hochwasserereignis ermittelt worden. Das Über-
schwemmungsgebiet erstreckt sich auf Flächen 
beiderseits des Rumbachs und seiner Nebengewäs-
ser in folgenden Kommunen: 
Stadt Essen 
Stadt Mülheim an der Ruhr 
 
Die detaillierte Darstellung der betroffenen Flächen 
und Grenzen des Überschwemmungsgebietes ergibt 
sich aus den auszulegenden Überschwemmungsge-
bietskarten im Maßstab 1 : 5.000. Das Über-
schwemmungsgebiet des Rumbachs und seiner 
Nebengewässer ist in den Karten jeweils in hell-
blauer Farbe dargestellt.  
 
In vorläufig gesicherten und in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten gelten die Schutzbestim-
mungen der §§ 78 WHG, 113 LWG, die eine Ver-
schärfung der bestehenden Hochwassergefahr und 
eine Vergrößerung der zu erwartenden Schadenssi-
tuation verhindern sollen. 
 
Die Unterlagen für die Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes (Text der geplanten Verord-
nung, Detailkarten im Maßstab 1 : 5.000 und der 
Erläuterungsbericht) werden in den Kommunen, in 
denen sich die Festsetzung des Überschwem-
mungsgebietes auswirkt (Stadt Essen, Stadt Mül-
heim an der Ruhr), zeitnah zur Einsichtnahme für 
jedermann ausgelegt. Die Kommunen werden die 
Auslegung vorher ortsüblich bekannt machen.  
 
Zudem können die Unterlagen für die Festsetzung 
des Überschwemmungsgebietes auch bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 
Düsseldorf, Dezernat 54, Zimmer 423  

ab dem 22.08.2013 für die Dauer eines Monats 
während der Dienststunden 

 
eingesehen werden. Sofern nach Ablauf dieser 
Frist, Einsicht in die Unterlagen begehrt wird, wird 
um Voranmeldung gebeten. Darüber hinaus kann 
das ermittelte Überschwemmungsgebiet auch im 
Internetauftritt der Bezirksregierung Düsseldorf 
eingesehen werden unter: 
 
http://www.brd.nrw.de/umweltschutz/hochwassersc
hutz/Ueberschwemmungsgebiete.html     
 
Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebietes berührt werden, 
kann bis zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist Einwendungen erheben. Maßgeblich 
ist die Auslegungsfrist der jeweiligen Kommune, 
in der das Grundstück liegt. 
 

Die Einwendungen sind schriftlich oder mündlich 
zur Niederschrift bei der jeweiligen Kommune oder 
der Bezirksregierung Düsseldorf – Dezernat 54 – 
Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe 
des Aktenzeichens: 54.03.02 –Rumbach und 
Nebengewässer) zu erheben.  
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung 
setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest 
der geltend gemachte Belang und die Art der Beein-
trächtigung hervorgehen, die Einwendung unter-
schrieben und mit einem lesbaren Namen und An-
schrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen 
Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 73 
Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Die erhobenen Einwen-
dungen werden bei der Bezirksregierung Düssel-
dorf geprüft. 
 
Düsseldorf, den  02.08.2013 
Bezirksregierung Düsseldorf  
als Obere Wasserbehörde 
 
Im Auftrag  
gez. Hüsgen 

 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 295 
 
 
 
 

222 Erweiterung der Mitgliedschaft beim 
Deichverband Orsoy-Orsoyer Berg 

 
 
Bezirksregierung 
54.04.01.07-01/13 

 
Düsseldorf, den 07. August 2013 

 
 

Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf 
gem. § 25 Abs. 2 des Gesetzes über Wasser- und 
Bodenverbände (WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I, 
S. 405) in der zur Zeit gültigen Fassung. 
 
Der Deichverband Orsoy hat die Aufgabe, die im 
Verbandsgebiet liegenden Grundstücke und Anla-
gen vor Hochwasser des Rheins zu schützen. Die 
durch die Aufgabenerfüllung entstehenden Kosten 
sollen auf alle Vorteilhabenden umgelegt werden. 
 
Der Bereich „Orsoyer Berg“ befand sich in einer 
Insellage und wurde deshalb bislang nicht veran-
lagt. Aufgrund des untertägigen Steinkohleabbaus 
hat sich in den vergangenen Jahren in den Gemar-
kungen Orsoy-Stadt (Ortslage Orsoyerberg) und 
Vierbaum der Stadt Rheinberg die Geländehöhe so 
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verändert, dass die Grundstücke im potentiellen 
Überflutungsgebiet des Rheins liegen.  
  
Die Eigentümer von Grundstücken und Anlagen im 
potentiellen Überflutungsgebiet haben einen An-
spruch auf ihre Aufnahme als Mitglied im Deich-
verband Orsoy, soweit sie Vorteile aus der Durch-
führung der Verbandsaufgaben des Deichverbandes 
zu erwarten oder Maßnahmen des Verbandes zu 
dulden haben. Gemäß § 23 Abs. 2 WVG können sie 
auch gegen ihren Willen zur Mitgliedschaft im 
Deichverband Orsoy herangezogen werden. 
 
Zur Information der künftigen neuen Verbandsmit-
glieder liegen die Unterlagen (Verzeichnis der neu-
en Mitglieder, aktuelle Verbandssatzung, Veranla-
gungsgrundsätze, Haushaltsplan 2013, Muster eines 
Heranziehungsbescheides und Kartenmaterial) in 
der Zeit vom 02.09.2013 bis 02.10.2013 bei der 
Stadt Rheinberg, Kirchplatz 10, Fachbereich Stadt-
entwicklung, Bauordnung und Umwelt, Zimmer 
247 in 47495 Rheinberg während der Dienststunden 
aus. 
 
Die Heranziehung zum Deichverband Orsoy wird 
im Anschluss an die Anhörung zum 01.01.2014 
durch Bescheid erfolgen. Dagegen kann Klage 
erhoben werden.  
 
Die künftigen Verbandsmitglieder haben das Recht, 
bis zwei Wochen nach Ende der Auslegung 
(18.10.2013) Einwendungen gegen die ausgelegten 
Unterlagen zu erheben. Einwendungen sind schrift-
lich oder zur Niederschrift bei der Stadt Rheinberg, 
Kirchplatz 10 in 47495 Rheinberg oder bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 
Zimmer Ce 420, 40474 Düsseldorf, jeweils zu den 
entsprechenden Dienststunden, geltend zu machen. 
 
Im Auftrag 
gez. Sindram 
 
 

 
Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 296 

 
 
 

223 Bekanntmachung § 3 a UVPG 
 
 
Bezirksregierung 
54.07.03.23-225/13 

 
Düsseldorf, den 05. August 2013 

 
 
 

Antrag des Wupperverbandes  auf Erteilung 
einer wasserrechtlichen Genehmigung  zur Er-
richtung einer Fahrzeug- und Lagerhalle auf  
dem Gruppenklärwerk Solingen-Burg  
 

 

Der Wupperverband, Untere Lichtenplatzer Straße 
100,  42289 Wuppertal, hat einen Antrag auf Ertei-
lung einer wasserrechtlichen Genehmigung nach    
§ 60 Wasserhaushaltsgesetz i.V. m. § 58 Abs. 2 
Landeswassergesetz NRW gestellt. 
 
Antragsgegenstand ist die Errichtung einer Fahr-
zeug- und Lagerhalle auf dem Gruppenklärwerk 
Burg in Solingen. 
 
Werden Abwasserbehandlungsanlagen, die ausge-
legt sind für organisch belastetes Abwasser von 
9.000 kg/d oder mehr biochemischen Sauerstoffbe-
darf in fünf Tagen (roh) oder anorganisch belastetes 
Abwasser von 4 500 m³ oder mehr Abwasser in 
zwei Stunden (ausgenommen Kühlwasser), geän-
dert, ist gemäß 
- § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung  
- in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 13.1.1 zum 

UVPG 
- in Verbindung mit § 3e UVPG  
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des 
§ 3c Satz 1 und 3 UVPG ergibt, dass die Änderung 
oder Erweiterung erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen haben kann. 
 
Im vorliegenden Fall hat die Vorprüfung des Ein-
zelfalls ergeben, dass keine erheblichen nachteili-
gen Auswirkungen durch das beantragte Vorhaben 
zu erwarten sind. 
 
Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass 
für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Hofmann 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 297 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft erteilt Frau Feil, Tel: 0211-475-2644 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
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